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147. Abkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung der
Arabischen Republik Syrien über die bilateralen Außenwirtschaftsbezie-
hungen und die wirtschaftliche, industrielle, technische und technologische
Zusammenarbeit

147.

Abkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung der
Arabischen Republik Syrien über die bilateralen Außenwirtschaftsbeziehungen und die

wirtschaftliche, industrielle, technische und technologische Zusammenarbeit

Die Österreichische Bundesregierung und die Regierung der Arabischen Republik Syrien, im
folgenden „Vertragsparteien“ genannt, sind,

– vom Wunsche geleitet, die bestehenden langjährigen und traditionellen Außenwirtschafts-
beziehungen fortzusetzen und zu verstärken,

– im Bestreben die wirtschaftliche, industrielle, technische und technologische Zusammenarbeit
auf der Grundlage der Gegenseitigkeit und des beiderseitigen Vorteils zu fördern und zu
vertiefen,

– in der Überzeugung, daß ein neues Abkommen eine günstige Voraussetzung und eine geeignete
Grundlage zur Weiterentwicklung der Zusammenarbeit schafft,

– im Rahmen der im jeweiligen Staat geltenden Rechtsvorschriften,
wie folgt übereingekommen:

Artikel 1

Die Vertragsparteien werden im Rahmen der im jeweiligen Staat geltenden Rechtsvorschriften um
die Fortsetzung, Weiterentwicklung und Ausweitung der wirtschaftlichen, industriellen, technischen und
technologischen Zusammenarbeit bemüht sein.

Artikel 2

Den Zielsetzungen des Artikels 1 entsprechend, werden die Vertragsparteien im Rahmen ihrer
Möglichkeiten die Außenwirtschaftsbeziehungen zwischen den Unternehmen, Organisationen, Gesell-
schaften und Institutionen, im folgenden „Unternehmen“ genannt, beider Staaten fördern.

Artikel 3

Unter Bedachtnahme auf die langjährigen Außenwirtschaftsbeziehungen und den Stand der
wirtschaftlichen, industriellen, technischen und technologischen Zusammenarbeit stimmen die Vertrags-
parteien überein, daß günstige Möglichkeiten für eine langfristige Zusammenarbeit insbesondere in
folgenden Bereichen gegeben sind:

– Agro- und Lebensmittelindustrie, Verarbeitung und Lagerung landwirtschaftlicher Produkte;
– Landwirtschaft und Agrartechnik;
– Wasserwirtschaft;
– Energiewesen einschließlich Zusammenarbeit auf Drittmärkten;
– chemische und petrochemische Industrie;
– elektrische Geräte und Haushaltstechnik;
– elektronische und elektrotechnische Industrie;
– Metallurgie einschließlich Buntmetallurgie und metallbearbeitende Industrie;
– Industrieausrüstung und -zulieferungen;
– Aufsuchung, Gewinnung, Aufbereitung, Veredelung und Weiterverarbeitung sowie Vermark-

tung von mineralischen Rohstoffen und Bergbauprodukten;
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– Ausbau und Revitalisierung des Kraftwerksparks sowie des Hochspannungsleitungswerkes und
der Leitungsnetze für Erdgas und Erdöl.

Artikel 4

Die Vertragsparteien werden höchstes Interesse der Zusammenarbeit bei Entwicklung und Ausbau
von Infrastruktursystemen in folgenden Bereichen widmen:

– Tourismusinfrastruktur;
– Abfallwirtschaft und Recycling;
– Eisenbahnen;
– Telekommunikation;
– Energieerzeugung und -versorgung;
– Luftfahrt.

Artikel 5

Die wirtschaftliche, industrielle, technische und technologische Zusammenarbeit könnte vorwiegend
in folgenden Formen verwirklicht werden:

– Gründung von Gemeinschaftsunternehmen, Errichtung von Handelsvertretungen und -niederlas-
sungen;

– Technologie- und Know-how-Transfer;
– Kooperationsvereinbarungen zur effizienteren Ausnutzung von Produktionskapazitäten, Mini-

mierung der Produktionskosten und Steigerung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit;
– Revitalisierung, Modernisierung, Ausbau, Automation bestehender Anlagen und Industrien;
– Marketing, Consulting und sonstige Dienstleistungen;
– Erstellung von Feasibility-Studien;
– Organisation und Durchführung von gemeinsamen Seminaren, Symposien und Konferenzen,

Austausch von Delegationen und Experten im Wirtschaftsbereich;
– Zusammenarbeit und Erfahrungsaustausch bei der Erwachsenen-Berufsausbildung;
– Errichtung von Vocational Training Centers;
– Austausch von Patenten und Lizenzen sowie sonstigen gewerblichen Schutzrechten.

Artikel 6

Bei der Verwirklichung der Zusammenarbeit im Rahmen dieses Abkommens werden die
Vertragsparteien moderne und umweltfreundliche Technologien sowie die Schonung ökologischer
Ressourcen anstreben und unterstützen. Die Projekte sollen nach dem neuesten Stand der Technik
verwirklicht werden.

Artikel 7

Im Rahmen der im jeweiligen Staat geltenden Rechtsvorschriften
(1) und auf Grundlage der Empfehlungen der Konferenz der Vereinten Nationen über den Fremden-

verkehr und die internationalen Reisen, Rom 1963, und der „Tourismus-Charta und Touristen-
Code“, Sofia 1985, werden beide Vertragsparteien den Tourismus fördern;

(2) wird die fachliche, wirtschaftliche, industrielle, technische und technologische Zusammenarbeit
bei Tourismusprojekten, insbesondere in den Bereichen Hotelbau, Tourismuskomplexe, Kultur-,
Gesundheits-, Abenteuer-, und Sporttourismus, nach den Grundsätzen des Umweltschutzes und
des qualitativen Tourismus erfolgen.

Artikel 8

Die Vertragsparteien werden im Rahmen ihrer Möglichkeiten und der im jeweiligen Staat geltenden
Rechtsvorschriften, Berufsausbildung sowie insbesondere die Aus- und Weiterbildung von Facharbeitern
und -angestellten sowie von Führungskräften vor allem auf dem Gebiete der Außenwirtschaft, der
Wirtschaftsverwaltung, des Tourismus, des gewerblichen Rechtsschutzes, des Bank-, Finanz- und
Versicherungswesens fördern.

Artikel 9

Die Vertragsparteien werden den Schutz des gewerblichen Eigentums und dessen Durchsetzung im
Rahmen ihrer Möglichkeiten und der im jeweiligen Staat geltenden Rechtsvorschriften und insbesondere
auf Grundlage der Pariser Verbandsübereinkunft zum Schutz des gewerblichen Eigentums fördern sowie
Maßnahmen zur Weiterentwicklung und zum Ausbau der Zusammenarbeit vereinbaren.
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Artikel 10

(1) Die wirtschaftliche, industrielle, technische und technologische Zusammenarbeit zwischen den
Unternehmen beider Staaten im Rahmen dieses Abkommens erfolgt auf international konkurrenzfähiger
kommerzieller Grundlage.

(2) Unter Brücksichtigung der Bedeutung, die sowohl der Finanzierung als auch der Gewährung von
Krediten für die Entwicklung der Wirtschaftsbeziehungen zwischen den Vertragsparteien zukommt,
werden die Vertragsparteien bemüht sein, im Rahmen der im jeweiligen Staat geltenden Rechtsvor-
schriften Finanzierungen und Kredite zu günstigen Bedingungen bereit zu stellen.

Artikel 11

Die Vertragsparteien erkennen die Nützlichkeit und Notwendigkeit einer stärkeren Beteiligung
kleiner und mittlerer Unternehmen an den bilateralen Außenwirtschaftsbeziehungen an und werden im
Rahmen der im jeweiligen Staat geltenden Rechtsvorschriften günstige Rahmenbedingungen fördern.

Artikel 12

(1) Die Vertragsparteien empfehlen den Unternehmen zur Streitbeilegung primär freundschaftliche
Lösungen im beiderseitigen Einvernehmen.

(2) Im Rahmen der in beiden Staaten geltenden Rechtsvorschriften und auf Grund der vertraglichen
Vereinbarungen zwischen den Unternehmen fördern die Vertragsparteien

a) die Regelung von Streitfragen zwischen Unternehmen im Zusammenhang mit Handels- und
Kooperationsgeschäften sowie bei der Gründung von Gemeinschaftsunternehmen und
Direktinvestitionen der Vertragsparteien durch Schiedsgerichte,

b) die Anwendung der von der Kommission der Vereinten Nationen für internationales Handels-
recht (UNCITRAL) ausgearbeiteten Schiedsregeln und die Einschaltung eines Schiedsgerichts
eines Unterzeichnerstaates des 1958 in New York geschlossenen Übereinkommens über die
Anerkennung und Vollstreckung ausländischer Schiedssprüche *) oder des „Cairo Regional
Center for International Commercial Arbitration“.

Artikel 13

Die während der Geltungsdauer des vorliegenden Abkommens von den Unternehmen beider
Vertragsparteien übernommenen Rechte und Verpflichtungen bleiben von Änderungen oder vom Ablauf
des vorliegenden Abkommens unberührt.

Artikel 14

(1) Mit dem vorliegenden Abkommen wird ein „Gemischter Ausschuß“ errichtet, welcher auf
Wunsch einer der beiden Vertragsparteien abwechselnd nach Österreich oder Syrien einberufen wird.

(2) Zu den Aufgaben dieses Gemischten Ausschusses gehören insbesondere:
a) Erörterung der Entwicklung und des Standes der bilateralen Außenwirtschaftsbeziehungen,
b) Aufzeigen neuer Möglichkeiten zur Weiterentwicklung der zukünftigen wirtschaftlichen

Zusammenarbeit,
c) Ausarbeitung von Vorschlägen zur Verbesserung der Bedingungen der wirtschaftlichen,

industriellen, technischen und technologischen Zusammenarbeit zwischen den Unternehmen
beider Staaten,

d) Unterbreitung von Empfehlungen zur Anwendung dieses Abkommens.

(3) Meinungsverschiedenheiten zwischen den Vertragsparteien über die Anwendung oder
Auslegung des vorliegenden Abkommens sollen im Rahmen des Gemischten Ausschusses beigelegt
werden.

Artikel 15

Das vorliegende Abkommen gilt unbeschadet und vorbehaltlich der Verpflichtungen, die sich aus
der Zugehörigkeit Österreichs zur Europäischen Union ergeben. Die Bestimmungen dieses Abkommens
können daher auf keinen Fall in der Weise geltend gemacht oder ausgelegt werden, daß sie die
Verpflichtungen, die sich aus dem Vertrag über die Europäische Union oder aus den Abkommen
zwischen Syrien und der Europäischen Gemeinschaft ergeben, aufheben oder berühren.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 200/1961
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Artikel 16

Mit Rechtswirksamkeit des vorliegenden Abkommens tritt das Abkommen zwischen der
Österreichischen Bundesregierung und der Regierung der Arabischen Republik Syrien über
wirtschaftliche und technische Zusammenarbeit vom 19. September 1974 außer Kraft.

Artikel 17

(1) Das vorliegende Abkommen tritt am ersten Tag des dritten Monats in Kraft, der auf den Monat
folgt, in dem die Vertragsparteien einander das Vorliegen der innerstaatlichen Voraussetzungen
notifiziert haben.

(2) Das vorliegende Abkommen wird für die Dauer von drei Jahren abgeschlossen und verlängert
sich jeweils um ein weiteres Jahr, wenn es nicht drei Monate vor Ablauf seiner Gültigkeit von einer der
beiden Vertragsparteien schriftlich auf diplomatischem Wege gekündigt wird.

Geschehen zu Damaskus, am 6. Juni 1996 in zwei Urschriften, jeweils in deutscher, arabischer und
englischer Sprache, wobei alle Texte in gleicher Weise authentisch sind. Im Falle von
Meinungsverschiedenheiten ist der englische Text maßgebend.

Für die Österreichische Bundesregierung:

Dr. B. Ferrero-Waldner

Für die Regierung der Arabischen Republik Syrien:

Dr. M. Al-Imadi
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Agreement between the Austrian Federal Government and the Government of the Syrian
Arab Republic concerning bilateral economic relations and economic, industrial,

technical and technological cooperation

The Austrian Federal Government and the Government of the Syrian Arab Republic, subsequently
referred to as “the Parties”,

– with the desire of continuing and re-enforcing the existing long-standing and traditional
economic relations between their two countries,

– with the intention of developing and intensifying their economic, industrial, technical, and
technological cooperation on the basis of reciprocity and mutual benefit,

– with the conviction that a new Agreement establishes favorable conditions and a suitable basis
for further cooperation,

– and within the framework of the legal systems in force in their respective countries
have agreed as follows:

Article 1

Both Parties will endeavour within the legal framework in force in their respective countries to
continue, develop, and expand their economic, industrial, technical, and technological cooperation.

Article 2

In accordance with the aims laid down in Article 1, the Parties will promote, as far as possible, the
economic relations between enterprises, organizations, companies, and institutions, subsequently referred
to as “Enterprises”, in their respective countries.

Article 3
Considering their long-standing economic relations and the level of their economic, industrial,

technical, and technological cooperation, the Parties have agreed that favorable conditions exist for a
long-term cooperation in the following areas:

– Agro- and food industry, processing and storage of agricultural products;
– Agriculture and agricultural technology;
– Water resources;
– Health care, medical engineering, medical and pharmaceutical industry;
– Energy, including cooperation in third countries;
– Chemical and petrochemical industry;
– Electrical equipment and appliances;
– Electronic and electrotechnical industry;
– Metallurgy including non-ferrous metals and metal-working industry;
– Industrial equipment and components;
– Exploration, exploitation, treatment, refining and processing as well as marketing of raw

minerals and mining products;
– Extension and rehabilitation of power stations and hightension distribution networks as well as

pipeline networks for gas and oil.

Article 4
The Parties will place the highest emphasis of their cooperation on the development and expansion

of infrastructure in the following areas:
– Tourism;
– Waste management and recycling;
– Rail transport;
– Telecommunications;
– Energy production and distribution;
– Aviation.

Article 5
The economic, industrial, technical, and technological cooperation could mostly be carried out in the

following ways:
– Setting-up of joint ventures, establishment of commercial representations and branch offices;
– Transfer of know-how and technology;
– Production sharing agreements aimed at maximizing plant capacity utilization, minimizing

production costs, and increasing international competitiveness;
– Rehabilitation, modernization, extension, and automation of existing plants and industries;
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– Marketing, consulting, and other services;
– Elaboration of feasibility studies;
– Planning and execution of joint seminars, symposia, and conferences, exchange of delegations

and experts in economic fields;
– Cooperation and exchange of information concerning adult vocational training;
– Establishment of vocational training centers;
– Exchange of patens, licenses as well as of other intellectual commercial property.

Article 6

For the realization of the cooperation described in this Agreement the Parties will strive for and
support modern and environmentally compatible technologies and consideration for ecologically
sensitive resources. The projects executed shall use up-to-date technology.

Article 7

Within the legal framework in force in their respective countries
(1) and on the basis of the recommendations by the UN Conference on Tourism and International

Travel (Rome 1963), and of the Tourism Charta and Tourist Code (Sofia 1985), both Parties will
promote tourism;

(2) the specific economic, industrial, technical, and technological cooperation for tourism projects,
especially in the fields of hotel construction, tourism centers, and tourism centered around such
areas as culture, health, adventure, and sports, will be carried out in accordance with the
principles of environmental protection and high quality standards.

Article 8

The Parties will, as far as possible and in accordance with the legal system in force in their
respective countries, promote vocational training, especially basic and advanced training of qualified
laborers and employees, as well as management personnel, above all in the fields of international
economics, business administration, tourism, intellectual commercial property protection, banking,
finance, and insurance.

Article 9

The Parties will further promote the protection of intellectual commercial property to the extent
possible and on the basis of the legal framework in force in their countries, as well as on that of the Paris
Convention for the Protection of Intellectual Commercial Property and they will take common measures
towards the further development and expansion of their cooperation.

Article 10

(1) The economic, industrial, technical and technological cooperation between Enterprises of the
two countries within the framework of this agreement will take place on an international competitive
commercial basis.

(2) Considering the importance of financing facilities and loans for the development of the economic
relations between the two Parties they agreed to make an effort, within the legal framework in force in
their respective countries, to insure such financing and loans at favorable conditions.

Article 11

The Parties recognize the usefulness and necessity of increasing the involvement of small and
medium Enterprises in the bilateral economic relations and will, within the legal framework of their
countries, promote adequate business environments to this end.

Article 12

(1) The Parties recommend to the Enterprises amicable settlements of all disputes by mutual
consent.

(2) Within the legal framework of their countries and on the basis of the contractual agreements
entered into by the Enterprises, the Parties will

a) encourage the settlement by arbitration of all disputes between Enterprises that are related to
trade and cooperation transactions and to the establishment of joint ventures and direct
investment by the two Parties;

b) promote the application of the Rules of Arbitration worked out by UNCITRAL (UN
Commission for International Trade Law) and the intervention of an arbitration committee from
one of the signatories of the 1958 New York Convention on the Recognition and Execution of
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Foreign Arbitration Decisions, or of the “Cairo Regional Center for International Commercial
Arbitration”.

Article 13

Rights and obligations acquired by Enterprises in the two countries during the period of validity of
this Agreement will not be effected by subsequent changes in this Agreement, nor by its termination.

Article 14

(1) The present Agreement sets up a “Joint Committee” which will be convened at the request of
either Party alternately in Austria or in Syria.

(2) The tasks of this Joint Committee include, among others,
a) reviews of the development and level of bilateral economic relations;
b) suggestions for the further development of economic cooperation;
c) elaboration of proposals for improving the conditions of economic, industrial, technical, and

technological cooperation between the Enterprises of the two countries;
d) submission of recommendations concerning the application of this Agreement;
e) settlement of differences of opinion between the Parties concerning the application or the

interpretation of this Agreement.

Article 15

The present Agreement shall apply without prejudice to the obligations flowing from membership of
the European Union, and subject to those obligations Consequently the provisions of this Agreement may
not be invoked or interpreted in such a way as to invalidate or otherwise affect the obligations imposed
by the Treaty on European Union or by the Agreements between Syria and the European Community.

Article 16

With the coming into force of the present Agreement the validity ceases of the Agreement between
the Austrian Federal Government and the Government of the Syrian Arab Republic on economic and
technical cooperation dated September 19, 1974 shall no longer be valid.

Article 17

(1) The present Agreement shall enter into force on the first day of the third month following the
month in which the contracting Parties have notified each other of the conclusion of the legal procedures
required in their respective countries.

(2) The present Agreement shall be concluded for a period of three years and shall be successively
renewed for one further year, unless it is renounced by a written notice by one of the Parties via
diplomatic channels, three months before expiry.

Done at Damascus, on June 6, 1996 in two originals, in the German, Arabic and English languages,
all texts being equally authentic. In the case of differences, the English text shall prevail.

For the Austrian Federal Government:

Dr. B. Ferrero-Waldner

For the Government of the Syrian Arab Republic:

Dr. M. Al-Imadi

Die Mitteilungen gemäß Art. 17 Abs. 1 des Abkommens wurden am 7. Juni bzw. 17. Juli 1997
abgegeben; das Abkommen tritt gemäß seinem Art. 17 Abs. 1 mit 1. Oktober 1997 in Kraft.

Klima

Druck der Österreichischen Staatsdruckerei AG


